
Countdown 
für Europas Einheit 

j*'e Vorsitzende der CDU 
eutschlands Angele Mer- 
e| hat die  Menschen  in 
er   Europäischen   Union 

aufgefordert,    die    zehn 
neuen Mitgliedstaaten als 

•Bereicherung"    zu    be- 
dachten. 

In  einer Grundsatzrede 
uf einer Veranstaltung der 

Kon rad-Adenauer-Stiftung 
warnte Angela Merkel vor 
einer „Samariter-Perspekti- 
ve." Diese habe schon im 
Vollzug der deutschen Ein- 
heit vieles erschwert. Ange- 
la Merkel machte deutlich, 
dass der 3. Oktober als Tag 

der deutschen Einheit und 
der 1. Mai 2004 
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Neben dem neu gestalte- 
ten Internet-Auf tritt der 
CDU (ausführlicher Be- 
richt auf Seite 5-6) sind die 
Sonderseiten zur Europa- 
wahl ein wichtiger Bau- 

stein im Rahmen des Euro- 
pa wähl kämpf es 2004. 

Auf umfangreichen Son- 
derseiten bietet die CDU ei- 
ne aktuelle Berichterstat- 
tung zu europapolitischen 
Ereignissen und Themen. 
Neben dem Europa-Mani- 

fest bietet die CDU hier 
auch eine Übersicht über al- 
le Kandidaten, wichtigen 
Termine  und  Hintergrund- 

informationen wie z.B. Be' 
Stimmungen zum Wahl- 
recht an. Das Angebot wird 
in den folgenden Wochen 
um eine Kampagnen-Seite 

ergänzt, die alle Wahl- 
kampf-Aktivitäten der CDU 
darstellt. In einem umfang- 
reichen Download-Bereich 

werden TV- und Kino-Spots. 

Plakatmotive und Informa- 
tionsmaterialien angeboten- 

-» http://www.cdu.de/ 

europa_2004/index.htm 
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*• als äußeres Zeichen der 
Wiedervereinigung Europas 
2lJsammengehörten. „Die 
Putsche Einheit und die 
europäische Einigung sind 
für uns zwei Seiten dersel- 
ben Medaille", bekräftigte 
dje Partei- und Fraktions- 
vorsitzende. 

Dynamische 
Wirtschaftsregion 

Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands machte deut- 
en, dass sie das Bestreben 
der Bundesregierung, in der 

^-Kommission den Posten 
eines Vizepräsidenten für 
'ndustrie- und Wettbewerb- 
Politik zu schaffen und die- 
Sen Posten mit einem Deut- 
schen zu besetzen, aus- 
drücklich begrüße. Die 
§roße Chance der Europäi- 
Schen Union sei ih-re Wirt- 

schaftskraft, sagte Merkel 
in einer Grundsatzrede auf 
einer Veranstaltung der 
Konrad-Adenauer-Stiftung. 
D'es müsse durch die Zu- 
0rdnung der EU-Kommissa- 
re deutlicher werden. Mer- 
kel forderte, Deutschland 
müsse in der nächsten 

^Titsperiode der Kommissi- 
°n stärker als bisher trei- 
bende Kraft in der Indus- 
tr'epolitik sein. Wenn die 

U, wie auf dem Gipfel von 
Lissabon erklärt, bis 2010 
*Ur   dynamischsten    Wirt- 

schaftsregion 
der Welt wer- 

den wollte, 
dann müsse 
sie sich stär- 
ker auf die 
„Essentials" 
konzentrie- 
ren. 

Zur Dis- 
kussion um ei- 
nen EU-Bei- 
tritt der Türkei 
verwies die 
Partei- und 
Fraktionsvor- 
sitzende auf 
zwei Bedin- 

gungen, die 
vor der Auf- 
nahme von 
Beitrittsverhandlungen mit 
der Türkei zu klären seien: 
Zum einen müsse das Land 
die Kopenhagener Kriterien 
„voll erfüllen", zum anderen 
dürfe die Integrationsfähig- 

keit der EU durch ein neues 
Mitglied nicht gefährdet 
werden. Anstatt der Türkei 
jedoch die „Tür vor der Nase 
zuzuschlagen", erneuerte 
Angela Merkel das Angebot 
einer privilegierten Partner- 

schaft. Dabei machte sie 
deutlich, dass der Beitritt 
der Türkei zur Europäisch 
Union nicht deshalb abge- 
lehnt werde, damit Europa 
ein „Christenclub" bleibe, 
wie manchmal behauptet 
wird. Es gehe vielmehr um 
die  „Integrationskraft"  der 

Angela Merkel im Gespräch mit dem Vorsitzenden der Konrad- 

Adenauer-Stiftung, Bernhard Vogel 

Europäischen Union. 

EU-Verfassung 

Den geplanten europäi- 
schen Verfassungsvertrag 
bezeichnete die CDU-Vor- 
sitzende als „Wegmarke" 
für Europa. Auch wenn es in 

vielen Fällen nur zu Kom- 
promisslösungen gereicht 
habe, bedeute der Verfas- 
sungsentwurf dennoch ei- 
nen Fortschritt für die EU. 
Konkret kritisierte Angela 
Merkel das Fehlen der Euro- 
Stabilitätskriterien und des 
Gottes-Bezugs im Vertrag. 
Hier hoffe sie jetzt auf 
Nachbesserungen in den 
Schlussverhandlungen. 
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Türkei: Menschenrechte nicht gewährleistet 
Anlässlich der Veröffent- 
lichung des Beschlusses 
„Türkei: Reformen nur auf 
dem Papier? Minderheiten 
und Religionsfreiheit" des 
CDU-Bundesfachausschus- 
ses Internationale Zu- 
sammenarbeit und Men- 
schenrechte erklärte der 
Ausschuss-vorsitzende Ar- 
min Laschet MdEP: 

Eine genaue Analyse der 
Menschen- und Minderhei- 
tenrechte in der Türkei zeigt, 
dass die Situation trotz aller 
Fortschritte noch immer un- 
befriedigend ist. Deshalb ist 
das Land noch nicht reif für 
die Aufnahme von Beitritts- 
verhandlungen mit der Eu- 
ropäischen Union. 

Die EU hat die so genann- 
ten Kopenhagener Kriterien 
formuliert, die erfüllt sein 
müssen, um der Union bei- 

Armin Laschet 

treten zu können. Das erste 
Kriterium fordert „die Wah- 
rung der Menschenrechte 
sowie die Achtung und den 
Schutz von Minderheiten". 
Doch in der Türkei ist vor al- 
lem die größte Minderheit, 
die Kurden noch weit davon 
entfernt, gleichberechtigt 
behandelt zu werden. In der 
Praxis sind zudem alle Religi- 
onsgemeinschaften, die nicht 

sunnitisch-islamisch sind, 
weiterhin erheblichen Ein- 
schränkungen und Benach- 

teiligungen unterworfen. 
Vor diesem Hintergrund 

ist nicht abzusehen, dass es 
der Türkei gelingen könnte, 

bis zum Herbst 2004 die wei- 
testgehende Erfüllung des 

„politischen Kriteriums" " 
maßgeblich im Hinblick auf 
eine Entscheidung des Eu- 
ropäischen Rates im Dezem- 
ber 2004 über die Aufnahme 
von Beitrittsverhandlungen - 

zu schaffen. Selbst wenn bis 
dahin alle noch einzu- 
fordernden rechtlichen Vor- 
aussetzungen erfüllbar sein 
sollten, wäre der Nachweis 

der praktischen Umsetzung 
der entsprechenden gesetzli- 
chen Regelungen - von 
gleichermaßen großer Be- 

deutung - nicht möglich. 

CDU/CSU-GRUPPE IM EUROPÄISCHEN PARLAMENT 
BEGRÜSST TÜRKEI-HALTUNG DER UMP 

Als wichtiges Signal für 
eine realistischere Betrach- 
tungsweise des türkischen 
EU-Beitrittsgesuchs hat der 
Vorsitzende der CDU/CSU- 
Gruppe im Europäischen 
Parlament, Hartmut Nas- 
sauer, die Entscheidung der 
französischen Schwester- 
partei UMP bezeichnet, 
sich nun ebenfalls dem Al- 
ternativkonzept einer privi- 

legierten Partnerschaft an- 
zuschließen und sich damit 
gegen eine türkische EU- 
Vollmitgliedschaft auszu- 
sprechen. Nassauer forder 
te, daß der Rat Beitrittsver- 
handlungen mit der Türkei 
nur nach vorheriger Zu- 
stimmung des Europäi- 
schen Parlaments aufneh- 
men sollte. Zwar verlangten 
die   EU-Verträge   lediglich 

die Zustimmung des Parla- 
ments nach erfolgreich ab- 
geschlossenen Verhandlun- 
gen zur Ratifizierung des 
Beitrittsvertrages. Der Rat 
begebe sich aber in eine po- 
litische Sackgasse, wenn 
der Verhandlungsprozeß 

mit der Türkei nicht auch 
vom Europäischen Parla- 
ment politisch getragen 

werde. 
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Internetauftritt 

www.cd u .de 

Internetseiten neu gestaltet 

9  Europapolitik 

Offen sein für die Erfahrungswelt der neuen EU- 
Mitglieder 

CDUNet 
D»» InUm« 
M'>gli*d«rnetz der CDU 

er i 
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Die Partei- und 
Fraktionsvorsitzende Angela 
Merkel hat die Menschen in der 
Europaischen Union aufgefordert, 
die zehn neuen Mitgliedstaaten 
als "Bereicherung" zu 
betrachten. Die "Samariter- 
Perspektive" habe schon im 
Vollzug der deutschen Einheit 
vieles erschwert, sagte Merkel 
am Mittwoch auf dem "Europa- 
Tag" der Konrad-Adenauer- 
StiftunQ in Berlin. 

titschen beferi 
die Schuldenfalle 

Erstes litauisches EU-Baby 
bekommt" Windel - Prämie" 

Stimmung der Wirtschaft ii 
Hessen am besten 

zu unterschätz 

Europawahl 

Mit einem symbolischen 
Klick hat Bundesgeschäfts- 
'ührer Johannes von Thad- 
den den neuen Internet- 
auftritt der CDU Deutsch- 
lands für die Öffentlichkeit 
freigeschaltet. 

Bei der Vorstellung der 
neuen Seite zeigten sich die 
Pressevertreter überrascht. 
Erwartet hatte man lediglich 
e|n neues Design. Während 
b'sher der Relaunch von poli- 
tischen Internetseiten - bei 
al|en Parteien - häufig allein 

ach Design-Gesichtspunk- 
ten konzipiert und entschie- 
der> wurde, ist das Online- 

Team der Bundesgeschäfts- 
stelle mit seinen Partnern ei- 
nen anderen Weg gegangen. 
In einer Online-Umfrage 
wurden im Sommer 2003 
Nutzer von www. cdu.de zu 
ihrer Meinung über die Seite 

befragt. 1.300 Besucherin- 
nen und Besucher beteilig- 
ten sich an der Umfrage und 

lieferten wichtige Anregun- 
gen. Dabei benannten die 
Nutzer in erster Linie die ak- 
tuellen Informationen zu 
verschiedenen politischen 
Themen als Stärke des Auf- 
tritts, forderten aber zu- 
gleich verbesserte Kontakt- 

möglichkeiten. Auf Basis die- 
ser Ergebnisse wurden erste 
Überarbeitungen vorgenom- 
men. Außerdem wurden die 
Navigation und Gestaltung 
der Seite, die teilweise älter 
als fünf Jahre waren, überar- 

beitet und den Vorschlägen 
angepasst. 

Der auf dieser Basis ent- 
wickelte Prototyp wurde, in 
Zusammenarbeit mit Mc- 
Cann Erickson und der Agen- 
tur „Eye-Square", in Fokus- 
Gruppen auf seine Nutzer- 
freundlichkeit hin getestet. 
Die dabei gewonnenen Er- 
kenntnisse wurden wieder- 
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Internetauftritt 

um zur Überarbeitung der 
Seiten genutzt. In einer letz- 
ten internen Runde wurden 
dann CDU-Webmaster der 
Verbände vor Ort nach Hin- 
weisen und Verbesserungs- 
vorschlägen befragt. 

„Auch mit dem heutigen 
Relaunch ist die Anpassung 

an die Bedürfnisse und 
Wünsche der Nutzer keines- 
falls abgeschlossen", kün- 
digte Bundesgeschäftsfüh- 
rer Johannes von Thadden 
bei der Vorstellung der neu- 
en Internetseiten an. Die Be- 
sucher der Seiten seien wei- 
terhin aufgerufen, Wünsche 

zu äußern und Verbesse- 
rungsvorschläge zu benen- 
nen. Damit wolle die CDU 
als erste Partei in Deutsch- 
land einen vollständig auf 
die Nutzerwünsche zuge- 
schnittenen Internet-Auf- 
tritt realisieren und ihren 
Vorsprung im politischen 
Online-Wettbewerb weiter 
ausbauen. 

Weniger für die Besucher 
der Seiten, als für die Online- 
Redakteure im Adenauer 
Haus wichtig, ist eine we- 
sentliche technische Neue- 
rung: Während die fast 
10.000 HTML-Seiten des 
CDU-Online-Angebotes bis- 
her von Hand gepflegt wur- 
den, wird nun das Content 
Management System „Red 
Dot" genutzt. Die Online-Re- 
dakteure haben nun unmit- 
telbaren Zugriff auf das Sy- 

stem und können 
Texte direkt ein- 
stellen. Der Nut- 
zer wird sich freu- 
en: Informationen 
können jetzt noch 
schneller bereit- 
gestellt werden. 
Auf Basis einer zu- 
sätzlichen Daten- 

bank sei nun auch 
eine detaillierte 
und zielgenaue 
Suche im Archiv der Seite 
möglich, erklärte der Leiter 
des Online Teams im Kon- 
rad-Adenauer-Haus. Alle 
Texte würden ab jetzt nach 
Autor, Textart und politi- 
schen Themen verschlag- 
wortet und ließen sich leich- 
ter finden als bei einer rei- 

nen „Volltextsuche". 
Auch die Navigation der 

Seite ist deutlich verbessert 
worden. Für Besucher ist es 
ab heute wesentlich einfa- 
cher, Inhalte und Angebote 
der CDU zu finden. Während 
früher 15 Navigations-Punk- 
te verwendet wurden, kommt 
der neue Auftritt mit weni- 
ger als der Hälfte aus. Ein 
wichtiger Punkt ist auch das 
Service-Angebot. Dieses wur- 
de ausgebaut und in den 
Mittelpunkt der Präsentati- 
on gerückt. Neben einem 
verbesserten Forum sind der 
direkte Link in das interne 
Mitgliedernetz und das Cl- 
Portal nur als zwei weitere 
Beispiele zu nennen. Besu- 

Bundesgeschäftsfiihrer Johannes von Thadden bei der Prä- 

sentation des neuen Internetauftritts 

eher können außerdem spe- 
zifische Newsletter bestel- 
len, in denen sie sich über 

ausgewählte politische The- 
men informieren können. 

Der neue Webauftritt 

wurde auch mit Blickrich- 
tung auf die „Verordnung 
zur Schaffung barrierefreier 

Informationstechnik nach 
dem Behindertengleichstel- 

lungsgesetz entwickelt. Die 
darin enthaltenen Anforde- 
rungen der Prioritäts-Stufen 

I und II sind weitgehend um- 
gesetzt. Im Rahmen der Wei- 
terentwicklung des Internet- 
Auftrittes werden die noch 
fehlenden Anforderungen 

nach und nach erfüllt. 
„Mit diesem Relaunch 

zeigt die CDU nach der sehr 
erfolgreichen Online-Kam- 

pagne 2002 erneut, dass sie 
im Internet die führende 
Partei ist," erklärte Johannes 

von Thadden. Dies bestätig' 
ten die stetig wachsenden 

Zugriffszahlen von monat- 
lich über 4 Mio. pageviews. 
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Ausbildungsplatzabgabe 

Ideologie statt Problemlösung 
Franz Müntefering geht 
es bei seiner Ausbildungs- 
Platzabgabe nicht um jun- 
ge Menschen zu Beginn ih- 
res Berufslebens. 

Der neue SPD-Vorsitzen- 
de braucht vielmehr ein Pre- 
stigeprojekt, um die Linke in 
seiner Partei zu befriedigen. 
D'e Lage der Auszubilden- 
den ist ihm dabei nur ein 
vorwand, die Lage der Un- 
ternehmen offensichtlich 
egal. Münteferings Motto 
he'ßt: Ideologie statt Pro- 
blemlösung. 

Die Ausbildungsplatzab- 
gabe führt zu mehr Bürokra- 
tie, zur Aushöhlung des be- 

ehrten dualen Systems und 
2um Einstieg in die Verstaat- 
''chung    der    Berufsausbil- 

Generalsekretär Laurenz Meyer 

dung. Das SPD-Vorhaben 

schafft nur neue Belastun- 
gen insbesondere für Mittel- 
ständler, die unter der Poli- 
tik von Rot-Grün schon ge- 
nug zu leiden haben. Es ist 
ökonomischer Unfug, mit 
immer neuen Steuern und 
Abgaben   Unternehmen   zu 

mehr Ausbildungsplätzen be- 
wegen zu wollen. 

Die Politik dieser Bun- 
desregierung führt dazu, 
dass jede Viertelstunde ein 
Unternehmen in Deutsch- 
land dicht machen muss - 
mit der schlimmen Folge, 
dass auch Ausbildungsplät- 
ze wegfallen. Statt mit sym- 
bolischer Politik die SPD- 
Linke zu befriedigen, sollten 
die Bundesregierung und 
die sie tragenden Parteien 
endlich auf eine Politik für 
mehr Wachstum setzen. Das 
wäre der wirksamste Weg zu 
mehr Ausbildungsplätzen. 
Die Pläne für die Ausbil- 
dungsplatzabgabe gehören 
jedenfalls schleunigst in die 
Mülltonne. 

HINTERGRUND: AUSBILDUNGSPLATZABGABE 

Welche Entwicklungen sind 
2u erwarten, wenn eine Aus- 
bildungszwangsabgabe ein- 
geführt wird? 

Die Unternehmen werden 
d|Jrch erhöhte Lohnnebenko- 
sten noch stärker als bisher 
Glastet. 
1 Ein „Überwachungsappa- 

rat" muss geschaffen werden: 
Jedesjahr müssen alle Betrie- 
be in Deutschland kontrol- 
'ert und überprüft werden. 

Ca-1000 Mitarbeiter werden 
für die Verwaltung benötigt. 

Mehr als 4 Mrd. Euro müs- 

sen umverteilt werden. 
Die direkte Verantwortung 

einzelner Betriebe in der 
Wirtschaft für einen bedarfs- 
gerecht qualifizierten Nach- 
wuchs wird auf staatlich ge- 
regelte Institutionen ver- 
schoben. 

Eine „Sondersteuer Ost" 
wird durch die „Hintertür" 
eingeführt: Gerade in den 
neuen Bundesländern mit 
ihrem erheblichen wirt- 
schaftlichen Nachholbedarf 
fehlen die meisten Ausbil- 
dungsplätze. 

Sie ist nicht in der Lage 
konjunkturunabhängige zu- 
sätzliche Ausbildungsplätze 
zu schaffen. 

Das Problem zukunftsge- 
richteter und treffsicherer In- 
vestitionen in die „richtigen" 
Wirtschaftsbereiche kann 
weiterhin nicht angegangen 
werden. 
• die Gefahr würde beste- 
hen, dass sich viele Betriebe 
lieber freikaufen, als den Auf- 
wand der notwendigen per- 
sönlichen Entwicklungjunger 
Menschen mit zu gestalten. 
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Ausbildungsplatzabgabe 

Zoffinder SPD 
Während der SPD-Partei- 
vorstand an der Ausbil- 
dungsplatzabgabe festhält 
regt sich nicht nur in der 
Wirtschaft und beim politi- 
schen Gegner Widerstand. 
Auch in der eigenen Partei 
werden die Stimmen gegen 
die Einführung einer Ausbil- 
dungsplatzabgabe lauter. 
In vorderster Front kämp- 
fen die sozialdemokrati- 
schen Ministerpräsidenten 
Peer Steinbrück, Kurt Beck 
und Heide Simonis gegen 
die ideologische Verblen- 
dung und für eine wirt- 
schaftspolitische Vernunft. 

„Bürokratisch, schrecklich 
bürokratisch. Sie trifft bei- 
spielsweise Unternehmen, die 
auch nicht ausbilden kön- 
nen." Heide Simonis, SPD, 
schleswig-holsteinische Mi- 
nisterpräsidentin, SAT.l, 19. 
April 2004. 

„ Wahnsinnsbürokratiemecha- 
n/smus."PeerSteinbrück,SPD, 
nordrhein-westfälischer Mi- 
nisterpräsident, Die Welt, 20. 
19. April 2004. 

„Die Ausbildungsplatzumlage 
ist der falsche Weg. [...] Das 
führt nicht dazu, dass mehr 
Lehrstellen angeboten wer- 
den, das könnte sogar den ge- 
nau gegenteiligen Effekt ha- 

LehrStGllGnbildnZ  Ausbildungsplätze inDeulschiandin 1 000 
1995     1996    1997    1998    1999    2000    2001    2002    2003 

Angebot 

Nachfrage 
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ben, denn die Ausbildungs- 
platzabgabe muss finanziert 
werden von Unternehmen. 
Diese Finanzierung wird letzt- 
lich dazu führen, dass weniger 

Stellen bereitgestellt werden." 
Wolfgang Wiegard, SPD, Vor- 
sitzender des Rates der „Wirt- 
schaftsweisen",Deutschland- 
funk, 20. April 2004. 

„Ich sehe nicht ein, warum im 
Land Nordrhein-Westfalen 
eine Umlage erhoben werden 
soll - möglicherweise bei ei- 
nem Betrieb im nördlichen 
Ruhrgebiet, der kurz vor der 
Insolvenz steht -, um mit die- 
sem Geld entlang der Oder ei- 
nen Ausbildungsplatz zu fi- 
nanzieren. Das ist eine neue 
Art eines Ost-West-Transfers, 
die ich nach den bisherigen 
Verhandlungen nicht für er- 

forderlich sehe." Peer Stein- 
brück, SPD, nordrhein-west- 
fälischer Ministerpräsident, 

ZDF, 19. April 2004. 

„Es wird durch die Umlage 
keinen einzigen zusätzlichen 
Ausbildungsplatz geben. Frei- 

williges Engagement kommt 
sofort zum Erliegen und es ist 
der erste Schritt in den Ein- 
stieg, dass auch der Staat für 

die Berufsausbildung die Ver- 
antwortung übernimmt." 
Harald Schartau, SPD-Vorsit- 
zender sowie Wirtschafts- 

und Arbeitsminister von 

NRW, ZDF, 18.04.2004. 

„Murkslösung." Hubert Ulrich, 

mittelstandspolitischer Spre' 
eher der Grünen im Bundes- 

tag, Der Tagesspiegel, l^- 

April 2004. 
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Ausbildungsplatzabgabe 

Pressestimmen 

& ist keine gute Idee, die oh- 
nehin nicht allzu stark ausge- 
prägte Unternehmens-Lust 
durch Vorschriften minderer 

Qualität und Sachdienlich- 
keit weiter einzudämmen. Es 
lst keine gute Idee, durch mo- 
nate-, ja jahrelang geführte 
P°panz-Debatten so zu tun, 
°'s täte man etwas. Das einzi- 
ge, was den jungen Menschen 
ln diesem Land zu besserer 

Perspektive verhelfen kann, 
ist Wirtschaftswachstum ge- 

paart mit höherer Bildungs- 
atJalität. Daran zu arbeiten 
w°re nützlich. Eine Ausbil- 
dungsplatzabgabe schadet. 

Lübecker Nachrichten 

Kein Zweifel: Bei der ersten in- 
nerparteilichen Bewährungs- 
Probe zeigen einige an der 
SPD-Spitze - unter ihnen ge- 
wfss auch der Wirtschaftsmi- 
nister - dem Parteichef seine 
Grenzen auf. 

General-Anzeiger 

viele Schulabgänger sind den 
einfachsten Anforderungen 
e'nes Betriebes nicht gewach- 
Sen- Sie haben Defizite im 
Rechnen, Schreiben, im Le- 
Sen> im abstrakten Denken. 
DQSS viele Betriebe ja ausbil- 

en würden, aber keine geeig- 
eten Bewerberfinden, igno- 

rieren die linken Theoretiker 
gern. Die Ausbildungsabgabe 
bringt diesen Betrieben nicht 
einen einzigen fleißigen, ge- 
bildeten Lehrling mehr. 

Frankfurter Neue Presse 

Die Bundesregierung hat die 
Wirtschaft in den vergange- 
nen Jahren immer wieder be- 
lastet, anstatt sie zu entla- 
sten. Dazu jetzt auch noch ei- 
ne Ausbildungsplatzabgabe, 
die in ihrer Konsequenz zu 

weniger Lehrstellen führt. Es 
geht nicht um wirtschaftliche 
Vernunft, es geht um die 
Macht des neuen SPD-Chefs. 

Leipziger Volkszeitung. 

Der parteiinterne Streit hat 
ein Stadium erreicht, in dem 
substanzielle Einwände schein- 
bar keine Rolle mehr spielen. 
Stattdessen rückt das Wohl 
und Wehe des Parteivorsitzen- 
den immer stärker in den Mit- 

telpunkt. Und spätestens an 
dieser Stelle geht es nicht 
mehr um die Sache, sondern 
ums Prinzip. 

Lausitzer Rundschau 

Mit der Abgabe will Müntefe- 
ring die Unternehmen zwin- 
gen, wieder mehr auszubilden. 

Falls nicht?Ja, falls nicht, greift 
eine  gigantische   Bürokratie- 

maschine, die vermutlich kei- 
nen einzigen zusätzlichen Aus- 
bildungsplatz bringen wird. 

Rhein-Neckar-Zeitung 

Hinzu kommt der unverhält- 
nismäßig hohe bürokratische 
Aufwand. Insgesamt müssen 
mehr als drei Milliarden Euro 
umverteilt werden. Der dazu 
notwendige Apparat wird 
den Staatshaushalt dauer- 
haft belasten. Müntefering 

sollte sich deshalb ein Herz 
fassen und die Ausbildungs- 
abgabe wieder in der sozial- 
demokratischen Mottenkiste 
versenken. Es wäre das beste 
für die Wirtschaft, die jungen 
Berufsstarter und für das 
ganze Land.        Freie Presse 

Die Ausbildungsumlage ist 
als Beruhigungspille an die 
Parteilinke und den Gewerk- 
schaftsflügel für die Ein- 
schnitte bei der Reformagen- 

da 2010 gedacht. Doch im 
Grunde sind sich die meisten 
Experten einig, dass eine 
Lehrstellenabgabe nicht viel 
bringt.    Sächsische Zeitung 

Das rigorose Festhalten von 
Franz  Müntefering  an   der 
Ausbildungsplatzabgabe 
wird immer absurder. 

Neue Osnabrücker Zeitung 
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Drogenpolitik 

Was tun gegen Alcopops? 
Alcopops - die kohlesäu- 
rehaltigen Fertigmischge- 
tränke mit Fruchtauszü- 
gen, Zucker und klaren 
Spirituosen wie Wodka 
oder Rum haben Hochkon- 
junktur. Weil sie wie Limo- 
nade schmecken, interes- 
siert sich insbesondere das 
jugendliche Publikum, das 
aus Geschmacksgründen 
noch Abstand von anderen 
alkoholischen Getränken 
nimmt, für die Drinks in 
den handlichen Flaschen. 

Studien bestätigen den 
Konsum von Alcopops bei 
Kindern und Jugendlichen 
zwischen 14 und 17 Jahren. 
Testkäufe zeigen, dass selbst 
elfjährige die Getränke kau- 
fen können, obwohl sie erst 
an Volljährige abgegeben 
werden dürfen. Daraus folgt 

für die Politik Handlungsbe- 
darf. Für die noch in der Per- 
sönlichkeitsentwicklung ste- 
henden Jugendlichen erhöht 
der frühe Einstieg in den Al- 
koholkonsum die Gefahr ei- 
ner „Suchtkarriere". Der Vor- 
verlagerung des Einstiegsal- 
ters in den Konsum von Al- 
kohol muss daher begegnet 
werden. 

Ob der von der Bundes- 
regierung vorgelegte Ge- 
setzentwurf, der eine Son- 
dersteuer von 83 cent pro 

Flasche vorsieht, mit seiner 

Gerlinde Kaupa 

unpräzisen Alcopop-Defini- 
tion dazu geeignet ist, soll 
eine Anhörung vor dem 
Finanzausschuß des Bun- 
destages klären. 

Aus Sicht der Union ist 
weniger eine Steuererhöh- 
ung, als ein Bündel verschie- 
dener Maßnahmen notwen- 
dig. Dazu gehören die strikte 
Anwendung bestehender 

Regelungen zum Jugend- 
schutz, Überwachung und 
Durchsetzung der Vorschrif- 
ten durch die Ordnungsäm- 
ter, Schulungsmaßnahmen 
für das Verkaufspersonal 
hinsichtlich der Gefahren 
des Alkoholkonsums bei Kin- 
dern, deutlicher Hinweis auf 
das Verkaufsverbot an Kin- 
der und Jugendliche unter 18 
Jahren auf den Produkten 
selbst und eine Kennzeich- 
nungspflicht für den Alko- 
holgehalt und aller Inhalts- 
stoffe. Ferner ist die Bundes- 

regierung aufgefordert, Al- 
koholpräventionsprogram- 
me in Anlehnung an die er- 
folgreichen Tabakpräven- 
tionsprogramme aufzule- 
gen. Sollten diese Maßnah- 

men allerdings nicht zum 
Ziel führen, dann kann die 
Union - wenn sie das Thema 
Jugendschutz ernst nimmt - 
nicht ignorieren, dass die 
Einführung einer Sonder- 

steuer in Frankreich den 
Markt für Alcopops erfolg- 
reich zum Erliegen gebracht 
hat und dass diesem Beispiel 

andere Länder folgen. 
Gerlinde Kaupa ist Dro- 

genbeauftragte der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

ALCOPOPS 

1993 kam in Australien 
der erste Alcopop auf dem 
Markt. In Europa besche- 
ren die Fertiggetränke der 
Spirituosenindustrie seit 
wenigen Jahren beim Ab- 
satz traumhafte Steige- 
rungsraten. In einem Alco- 
pop stecken etwa zwei 
Schnapsgläser purer Alko- 
hol. Zucker, Aromen und 
Kohlensäure sorgen für 
Süffigkeit und letztlich 
vorzeitigen Rausch bei 
Minderjährigen. Die Ge- 
fahr der Wirkung als Ein- 
stiegsdroge ist bei Alco- 
pops daher hoch. 
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Gentechnik 

Kennzeichnung schafft mehr Klarheit 
Nun ist es so weit. Seit dem 
18- April müssen Produkte 
aus gentechnisch veränder- 
ten Pflanzen gekennzeich- 
net werden. Damit wird 
sichtbar, was längst Alltag 
lsk Gentechnik an der Ga- 
be' und auf dem Teller. 
CDU/CSU begrüßen diese 
Transparenz. 

Schon jetzt wird Gen- 
technik bei der Lebensmit- 
telproduktion in weitaus grö- 
ßerem Umfang genutzt als 
Weithin bekannt. Nach Ex- 
Pertenschätzungen kommen 
derzeit 60-70% aller Lebens- 
m'ttel bei ihrer Herstellung 
^'t Gentechnik in Beruh- 
ig. Bei manchen Vorpro- 
dukten wie Aminosäuren in 
der Tierfütterung oder Ver- 
arbeitungsvorgängen wie der 

^rmentation des Käselabs 
st Gentechnologie inzwi- 

Schen üblich. Diese breite 
Ariwendung der Gentechnik 
ln der Nahrungsmittelpro- 
duktion wird aber auch jetzt 
niJr zum Teil sichtbar. Die 

Kennzeichnung trägt jedoch 
*u einer sachlichen Auf- 
Gärung der Verbraucher bei. 

Eine Kennzeichnung hat 
at,er nichts mit Sicherheits- 
mängeln zu tun. Im Gegen- 

"> aHe gentechnisch verän- 
derten Produkte werden 

ach einem aufwendigen 

^verfahren nur dann zu- 

Helmut Heiderich 

gelassen, wenn sie gesund- 
heitlich absolut unbedenk- 
lich sind. Dies hat auch Bun- 
desministerin Künast mitt- 
lerweile eingeräumt. Die 
Kennzeichnung dient somit 
ausschließlich der Informati- 
on des Verbrauchers. 

Die Regelungen zeigen 
allerdings einige Widersprü- 
che. Die Kennzeichnung ba- 
siert nämlich nicht auf der 
Nachweisbarkeit im Endpro- 
dukt, sondern orientiert sich 
am Produktionsweg. Dies 

bedeutet, dass Enzyme aus 
gentechnischer Produktion, 
wie z.B. Chymosin für die Kä- 
seherstellung, nicht gekenn- 
zeichnet werden müssen. Da- 
gegen unterliegen Öle oder 

Zucker, die als Endprodukte 
gentechnikfrei sind, der Kenn- 
zeichnungspflicht. Solche Re- 
gelungen bedeuten Verwir- 
rung pur statt Orientierung 
für die Verbraucher. 

Für die Zukunft geht es 
u.a. um bedarfsgerechte und 
ernährungsphysiologisch ver- 
besserte Nahrungsmittel. Dies 
ist auch für uns in Deutsch- 
land von großem Interesse. 
Beispiele wie Pflanzenöle 
mit veränderter Fettsäure- 
zusammensetzung, Kartof- 
feln mit erhöhtem Ballast- 
stoffgehalt oder ausgeschal- 
tete Allergene bei Sojaboh- 
nen, Getreide und Nüssen 
werden für viele Menschen 
Bedeutung bei ihrer gesun- 

den Ernährung erlangen. 
Zudem werden Pflanzen 

als Industrie-, Pharma- und 
Energierohstoffe neue Bedeu- 
tung gewinnen, wofür gera- 
de die Gentechnologie gro- 
ße Chancen eröffnen kann. 

Darum wollen wir, dass 
Forschung, Entwicklung und 
Anbau auch in Deutschland 
möglich bleiben. Den Kenn- 
zeichnungsregelungen müs- 
sen also weitere Schritte fol- 
gen. Dazu gehören die Aufhe- 

bung des Moratoriums, ein 
großflächiger Erprobungsan- 
bau und praktikable Regelun- 
gen zur Koexistenz. Nur so 
kann ein positives Signal für 
Deutschland im Jahr der In- 
novation gesetzt werden. 

Helmut Heiderich ist Be- 
auftragter der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion für Bio- 
und Gentechnologie. 
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Beschäftigungsreserven besser nutzen 
Statistiken der OECD 

zeichnen ein deutliches 
Bild: Das Wirtschaftswachs- 
tum in den OECD-Volks- 
wirtschaften verliert seit 
drei Jahrzehnte mehr und 
mehr an Dynamik. 

Interessant ein Vergleich: 
Während sich in den USA die 
reale BIP-Wachstumsrate im 
Schnitt der drei vergange- 
nen Jahrzehnte bei jeweils 
3,2% pro Jahr hielt, sank sie 
in Europa (EU-15) von 3,0 auf 
2,0, in Japan von 4,4% auf 
nur noch 1,3% ab. 

Das „3-2-l"-Problem di- 
vergierender Wachstumsra- 
ten unter den OECD Ländern 
(USA 3%; EU 2%; JAP 1%) 
hat die OECD veranlasst, der 
Frage nachzugehen, welche 

Faktoren Wirtschaftswachs- 
tum maßgeblich beeinflus- 
sen und auf welche struktu- 
relle Ursachen Wachstums- 
unterschiede zurückzufüh- 
ren sind. Die Ergebnisse sind 
u.a. in der OECD-Studie: 
„Die Quellen des Wachs- 
tums" (2003) zusammenfas- 
send dargestellt worden. 

Eines der hervorstechend- 
sten Phänomene ist dabei 
die im US-EU-Vergleich deut- 
lich geringere Ausschöpfung 
der potentiell verfügbaren 
Arbeitskräftereserven in Eu- 
ropa. Ausschlaggebend ist 
sowohl eine, zum Teil alters- 
bedingt, niedrigere Beschäf- 

tigungsquote, als auch ein je 
Beschäftigten niedrigerer Ar- 
beitszeiteinsatz. 

Im internationalen Ver- 
gleich liegen in Deutschland 
grössere Arbeitskräftereser- 
ven durch die Inaktivität 
wichtiger Personengruppen, 
denen der Zugang zu Be- 
schäftigung derzeit über- 
mässig erschwert oder gar 
verwehrt bleibt, ungenutzt 
brach. Die OECD schätzt, 
dass in Deutschland die Be- 
schäftigungsquote - der An- 
teil der Erwerbstätigen an 
der erwerbsfähigen Bevölke- 

rung im Alter von 15-64 Jah- 
ren -, die derzeit bei rund 
65% liegt, um 10-12% höher 
sein könnte, wenn insbeson- 
dere Frauen und über 55- 
jährige mehr und bessere 
Möglichkeiten der Erwerbs- 

tätigkeit offen stünden. 
Während in den USA und 

Japan rund 60% der erwerbs- 

fähigen Bevölkerung im Al- 
ter von 55 bis 64 Jahren tat- 
sächlich erwerbstätig sind, in 
der Schweiz, in Schweden 

und Norwegen sogar 65% 
und mehr, sind es in Deutsch- 

land weniger als 40%. 

SENIOREN UNION: BESCHÄFTIGUNGS- 
QUOTE ÄLTERER ERHÖHEN 

Die Senioren Union hat 
sich erneut mit Nachdruck 
für eine Erhöhung der Be- 
schäftigungsquote älterer 
Arbeitnehmer ausgespro- 
chen. „Es ist ein Unding, 
dass heute in Deutschland 
nur noch 38 Prozent der 
über 55-jährigen beruf- 
stätig sind", erklärte der 
SU-Bundesvorsitzende Ot- 
to Wulff. „Deutschland 
liegt damit im Vergleich 
der Industriestaaten an 
letzter Stelle." Wulff be- 
grüßte deshalb den jüng- 
sten Vorstoß des CDU-So- 
zialexperten Andreas 
Storm, MdB, die Erwerbs- 
quote Älterer - verbunden 

mit einer Weiterbildungs- 

offensive - deutlich zu er- 
höhen. Wulff appellierte an 
die Wirtschaft, den demo- 
graphischen Wandel in ihre 
Zukunftsplanung mit ein- 
zubeziehen. „In wenigen 
Jahren werden wir einen 
ausgesprochenen Mangel 
an Facharbeitern und Inge- 
nieuren haben. Es ist unsin- 
nig, heute jemanden mit 54 
auf die Strasse zu setzen, 
den ich spätestens in fünf 
Jahren wieder brauche, 

weil der qualifizierte Nach- 
wuchs fehlt." Die gegen- 
wärtige Praxis jedenfalls 

sei „betriebs- wie volks- 
wirtschaftlich irrsinnig". 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Riesenlöcher in der 
Rentenkasse 

Erklärung zu aktuellen Mel- 
dungen über den Einnah- 
menrückgang der gesetzli- 
chen Rentenversicherung: 

Die Rentenkasse steuert 
unaufhaltsam auf ein neuer- 
liches Defizit in Milliarden- 
höhe zu. Statt dem von Bun- 

dessozialministerin Ulla 
Schmidt eingeplanten Ein- 
nahmenplus von 0,8 % mus- 
ste die Rentenversicherung 
im ersten Vierteljahr 2004 
ein Minus von mehr als 0,7 % 
verzeichnen. Den Renten- 
Massen droht damit in die- 
sem Jahr ein zusätzliches Fi- 
nanzloch von 3 Mrd. Euro. 

Schuld an dieser finanzi- 
ellen Misere ist die verfehlte 
Arbeitsmarktpolitik der rot- 
grünen Bundesregierung. 
Weil der Aufschwung weiter 
auf sich warten lässt und die 
Arbeitslosigkeit auf einem 
Rekordniveau verharrt, feh- 
len den Sozialkassen Einnah- 
men in Milliardenhöhe. Da- 
mit wird es auch in der Kran- 
ken- und Pflegeversicherung 
'mmer schwieriger, die ange- 
strebten Beitragsziele zu er- 
ziehen. Um die Verluste des 
ersten Vierteljahres noch 

auszugleichen, wäre ein so- 
fortiger und sehr kräftiger 

Aufschwung auf dem Ar- 

beitsmarkt nötig. Dies er- 
Weist sich bei dieser Bundes- 

Andreas Storm 

regierung einmal  mehr als 
blanke Illusion. 

Es zeigt sich jetzt, dass 
der wiederholte Griff der 
Bundesregierung in die Rück- 
lagen der Rentenversiche- 
rung völlig unverantwortlich 

war. Mit hoher Wahrschein- 

lichkeit wird der Bundesfi- 
nanzminister im Herbst erst- 
mals seit Bestehen der Ren- 
tenversicherung Kredite auf- 
nehmen müssen, damit die 
Renten pünktlich gezahlt 
werden können. 

Nur wenige Tage nach 
der Verabschiedung des 
Renten-Nachhaltigkeitsge- 
setzes der Bundesregierung 
zeichnen sich neue Notmaß- 

nahmen am rot-grünen Hori- 
zont ab. Die Verantwortung 
für diesen massiven Vertrau- 
ensverlust in die Verlässlich- 
keit und Solidität der Rente 
trägt alleine die Bundesso- 
zialministerin., 

Andreas Storm ist sozi- 
alpolitischer Fraktionsspre- 

cher. 

Deutsche Europa- 
politik gelähmt 

Stellungnahme zur Unei- 
nigkeit zwischen Bundes- 
kanzler Schröder und Au- 
ßenminister Fischer über 
die künftige Ausrichtung 
der deutschen Europapoli- 
tik: 

Der Streit zwischen Bun- 
deskanzler Schröder und 
Außenminister Fischer über 
den künftigen europapoli- 
tischen Kurs der Bundesre- 
gierung lähmt die deutsche 
Europapolitik. Während sich 
Außenminister Fischer von 
den Kerneuropa-Überlegun- 
gen seiner Humboldt-Rede 
verabschiedet hat, setzt der 
Bundeskanzler auf eine en- 
gere Zusammenarbeit ein- 
zelner EU-Mitgliedstaaten 
innerhalb der erweiterten 
EU. Mit seinem europapoli- 
tischen Schwenk von Ker- 
neuropa zu Großeuropa er- 
weist sich Fischer als Mei- 
ster der Planungslosigkeit. 
Was die europäische Inte- 

gration gestern noch voran- 
bringen sollte, verspottet er 
heute als kleineuropäisches 

Denken. 
Durch den Richtungs- 

streit droht Deutschland sei- 
ne wichtige Rolle als Mittler 
innerhalb der Europäischen 
Union zu verlieren. Eine kla- 
re europapolitische Linie 
dieser  Bundesregierung  ist 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

nicht mehr erkennbar. Es 
steht zu befürchten, dass die 
europapolitische Konfusion 
zwischen Kanzler und Au- 
ßenminister auf die Ver- 
handlungen über die EU- 
Verfassung durchschlägt. 

Hinter dem Richtungs- 
streit steht die ungeklärte 
Frage über die Europazu- 
ständigkeit innerhalb der 
Bundesregierung. In ihm 
klingt die Erklärung des Bun- 

deskanzlers vor der Bundes- 
tagswahl nach, er wolle die 

Europa-Zuständigkeit im 
Kanzleramt bündeln. Nach 
der Wahl wurde diese Idee 
durch Fischer wieder begra- 
ben. Im Ergebnis ist nicht 
mehr erkennbar, wer für die 
Koordinierung der deut- 
schen Europapolitik verant- 
wortlich ist. Einen einsamen 
Höhepunkt erreichte die 
Konfusion zwischen Kanzler- 
amt und Außenministerium, 
als sie sich in der Debatte im 
Bundestag zum jüngsten Eu- 
ropäischen  Gipfel   lediglich 

auf den von den Beratungen 
ausgeschlossenen Staatsmi- 
nister Bury einigen konnten. 

Ich fordere den Bundes- 
kanzler auf, endlich für Klar- 
heit in der innerstaatlichen 
Zuständigkeitsverteilung zu 
sorgen. 

3eter Hintze ist euro- 
papolitischer Fraktionsspre- 
cher. 

EU-Erweiterung aktiv 
gestalten 

Erklärung zum Antrag der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion „Die EU-Erweiterung 
als Chance und Aufgabe": 

Der EU-Erweiterung schenkt 
die Bundesregierung zu we- 
nig Aufmerksamkeit. Die 
mittelosteuropäischen Bei- 
trittsstaaten sind mit ihren 
niedrigen Löhnen und grund- 
legend reformierten Steuer- 
systemen schon längst eine 
sehr ernstzunehmende Kon- 
kurrenz im Wettbewerb um 
Arbeitsplätze. Nach dem 1. 
Mai wird sich der innereu- 
ropäische Standortwettbe- 
werb noch weiter verschär- 
fen. 

Die derzeitige Wirtschafts- 
und Sozialpolitik der Bun- 

desregierung ignoriert diese 
Herausforderung. Wir brau- 
chen neben niedrigeren 
Steuern und Abgaben, weni- 
ger bürokratische Vorschrif- 
ten, ein flexibleres Tarifrecht 

mit größeren Spielräumen 
für die Betriebe vor Ort und 
eine Deregulierung des Ar- 
beitsmarktes, um gegen die 
Konkurrenz bestehen zu 
können. Die Ausbildungs- 
platzabgabe baut hingegen 

weitere Hürden auf. 
Die Auswirkungen der 

EU-Erweiterung treffen die 
Grenzregionen besonders. 
Die Mehrzahl dieser Gebiete 
an der 1.327 Kilometer lan- 
gen Grenze, in denen 9,5 
Prozent der deutschen Be- 
völkerung (7,76 Millionen 
Einwohner) leben, sind 
strukturschwache Regionen, 
die nicht ausreichend vor- 
bereitet sind. Der durch den 
Zweiten Weltkrieg zerstör- 
te mitteleuropäische Wirt- 
schaftsraum muss wieder 

hergestellt werden. Dazu ist 
eine grenzüberschreitende 

Infrastruktur notwendig- 
Wie naiv die Regierung 
mit diesem Thema umgeht, 

zeigt zum Beispiel die Eu- 
ropäische Wachstumsinitia- 
tive, für die die Bundesregie- 
rung kein einziges Projekt 

gen Osten angemeldet hat. 
Entlang der brandenbur- 

gisch-polnischen Grenze gab 
es bis 1945 noch 22 Brücken, 
während es heute lediglich 

zehn sind. In Sachsen sind 
zwischen Zittau und Bad 
Muskau von ursprünglich 37 

nur neun Brücken übrig gß' 
blieben. Die Folge sind kilo- 
meterlange Staus, die es re- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

profitieren will, 
muss die Bundes- 
regierungendlich 
mehr Engage- 
ment zeigen. Es 
reicht nicht, ei- 
nen schönen 
Werbespot zu 
drehen. Die Eu- 
phorie über das 

Zonalen Unternehmen oft „Hoch Europa", wie es die 
unmöglich machen, rentabel EU-Werbung der Bundesre- 
uber die Grenze hinweg zu gierung zeigt, wird schnell 
kooperieren. Wir brauchen verflogen sein, wenn sich 
^ehr Grenzübergänge, vor- herausstellt, dass Deutsch- 
handene PKW-Übergänge land für die Herausforde- 
^üssen schnell für den re-      rungen des Beitritts weder 

M'chael Stübgen Michael Kretschmer 

8'onalen Wirtschaftsverkehr 
geöffnet werden. 

Außerdem sollen die Vor- 
aussetzungen für die gren- 
2uberschreitende Berufsaus- 

administrativ noch arbeits- 
marktpolitisch ausreichend 

gewappnet ist. 
Michael Stübgen ist Ob- 

mann im Ausschuss für An- 

uildung verbessert werden.      gelegenheiten der Europäi- 
^egenseitige Anerken-      sehen Union, Michael Kret- 
nungsabkommen wie mit 
Frankreich und Österreich 
Müssen endlich auch mit Po- 
en und der Tschechischen 
Republik auf den Weg ge- 
dacht werden. Arbeitsplatz- 
verlagerungen sollte unter 
ar|derem mit gemeinsamen 

emühungen im Bereich von 
0rschung und Entwicklung 

schmer ist der zuständige 
Berichterstatter. 

Hartz IV - schlimmste 
Befürchtungen über- 

troffen 

Erklärung zu den  aktuell 
vom Deutschen Städtetag 

entgegengetreten    werden.      vorgetragenen   Mehrbela- 

^renzüberschreitende inno- 
Vationsräume können ent- 
gehen, wenn Deutschland 
seine Programme auch für 
Partner in den Nachbarstaa- 
ts öffnet. 

Wenn   Deutschland  von 

stungen der kommunalen 
Haushalte durch Hartz IV 
und den lapidaren Willens- 
bekundungen von Bundes- 
kanzler Schröder: 

Dass die von der Bundes- 
regierung im Vermittlungs- 

]er Erweiterung dauerhaft      ausschuss  als  Rechenbasis 

vorgelegten Zahlen falsch 
waren, ist seit längerer Zeit 
bekannt. Vor allem die Un- 
terkunfts- und Heizungsko- 
sten für die neuen Arbeits- 
losengeld-ll-Empfänger fal- 

len viel höher aus als ange- 
nommen. 

Aktuelle Erhebungen aus 
mehreren Bundesländern 
bestätigen nunmehr eine 
Modellrechnung des Städ- 
tetages, die alle Befürchtun- 
gen übertrifft. Demnach 
muss bundesweit von einer 
Belastung der Kommunen 
von fast fünf Milliarden Eu- 
ro ausgegangen werden. 
Angesichts der leeren Kom- 
munalkassen sind die Fol- 

gen schlichtweg undenkbar. 
Völlig zu Recht drohen da- 
her die Kommunen mit ei- 
ner Verfassungsklage. 

Die Union weist auf die- 
sen Sachverhalt nachdrück- 
lich hin und fordert die Bun- 
desregierung dazu auf, end- 
lich konkrete Nachbesse- 
rungsvorschläge auf der Ba- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Peter Paziorek 

sis verlässlicher Zahlen vor- 
zulegen. Die populären Wil- 
lensbekundungen des Bun- 
deskanzlers reichen ange- 
sichts des knappen Zeitfen- 
sters nicht, mehr aus. 

Offensichtlich ist die 
Bundesregierung aber hand- 
lungsunfähig und verspielt 
den Rest ihrer Glaubwürdig- 
keit. Leidtragende sind die 
verunsicherten Kommunen 
und ihre Bürger. Viele Auf- 

SERv-'ICEiFIPP 

Schlechte • Ka: ist teuer 
Über eine Milliarde Euro 
hat die Koalition seit der 
Regierungsübernahme 
1998 iüi' mehr als 2000 
externe Beratungsleis- 
tungen ausgegeben. Eine 
Analyse de; Bundestags- 
fraktion über das Verga- 
begebarden der Bundes- 
regierung finden Sie un- 
ter http://www. 
cducsu.de/upload/ 
beratungo40402.pdf 

gaben der kommunalen Da- 

seinsvorsorge können nicht 
mehr wahrgenommen wer- 
den, wenn das Versprechen 
einer nachhaltigen Entlas- 
tung nicht erfolgt. 

Peter Götz Ist der kom- 
munalpolitische Fraktions- 
sprecher. 

EU bestätigt Dosen- 
pfand-Bedenken der 

Union 

Erklärung zur Entscheidung 
der Europäischen Kommis- 
sion zum Dosenpfand. 

Die Europäische Kom- 
mission hat mit ihrer Ent- 
scheidung, Deutschland ei- 
ne Frist von 2 Monaten zu 
geben, das Dosenpfand neu 
zu regeln, die mehrfach von 
der Union geäußerten euro- 
parechtlichen Bedenken be- 

stätigt. 
Die Entscheidung der 

Kommission sollte als Chan- 
ce für einen Neuanfang ge- 

nutzt werden. 
Der Bundesumweltmini- 

ster wird aufgefordert, ge- 
meinsam mit der Union im 
Bundestag und Bundesrat 
eine für den Verbraucher 
verträgliche und praktikable 
Lösung zu entwickeln, oh- 
ne dabei die umweltpoliti- 
schen Ziele aufzugeben. 

Peter Paziorek ist der 
umweltpolitische Fraktions- 
sprecher. 

Hat Clement im 
Kabinett nichts mehr 

zusagen? 

Stellungnahme zu den von 
Wirtschaftsminister Cle- 
ment ins Bundeskabinett 
eingebrachten Vorschlä- 
gen zum Bürokratieabbau. 

Trotz langjähriger Pla- 
nung fehlt der Bundesregie- 
rung immer noch das Ge- 
samtkonzept zum Bürokra- 
tieabbau. Aus rund tausend 
Empfehlungen von Unter- 
nehmen, Verbänden und IHKs 
hat Wolfgang Clement nun 
35 Einzelmaßnahmen zu- 
sammengestellt, die sich im 
Prüfstand befinden, aber 
noch keine Gesetze darstel- 
len. Traut sich der Minister 
nicht mehr, dem Kabinett 
fertige Gesetzesentwürfe 

vorzulegen? Hat er nichts 
mehr zu sagen? Oder rech- 
net er bereits schon im Vor- 
hinein damit, dass er wieder 
ausgebremst wird? 

Wolfgang Clement er- 
hofft sich mit seiner neusten 
Ankündigung den großen 

Wurf, und zwar nicht nur 
in den drei so genannten In- 
novationsregionen, Bremen, 
Ostwestfalen-Lippe und 
West-Mecklenburg, son- 
dern bundesweit. Systema- 
tischer Bürokratieabbau, 

der einen roten Faden er- 
kennen lässt, ist dies wahr- 
lich nicht: Die Zahl aller seit 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

November 2002 genannten 
Einzelmaßnahmen beläuft 
sich mittlerweile auf 103. 
Per Gesetz umgesetzt sind 
bislang 9 Maßnahmen. Das 
sind weniger als 10 %, was 
Wolfgang Clement bislang 
zu bieten hat. Nicht zu ver- 
gessen ist zudem die stetig 
wachsen-de Zahl neuer Ge- 
setze und Verordnungen. 
Die Ausbildungsplatzabga- 
be, die der Minister unbe- 
dingt verhindern muss, ist 
das jüngste Beispiel an 
Bürokratismus pur. Von 
Bürokratieabbau also keine 
Spur! 

Im Vordergrund muss 

jetzt materielle Entbürokra- 
tisierung stehen. In diesem 
Sinne ist auch der Antrag 
der CDU/CSU-Bundestags- 

Michael Fuchs 

fraktion verfasst, „Freiheit 
wagen-Bürokratie abbau- 
en". Der Wirtschaft hilft nur 
grundlegende Deregulie- 
rung im Arbeits- und Tarif- 
recht. Das Sozial- und das 
Steuerrecht müssen end- 

lich angepackt und verein- 
facht werden. Und gleich- 
zeitig  muss  der  Ruf nach 

der regelnden Hand des 
Staates leiser werden. Büro- 
kratieabbau bedeutet auch 
Risikoübernahme und Ei- 
genverantwortung. Zudem 
brauchen wir einen Wett- 
bewerb, in dem Länder und 

Gemeinden mit den besten 
regionalen Lösungen auf- 

warten. 
Doch hierfür bietet Cle- 

ments Initiative keinerlei 
Ansätze. Eine weitere An- 
kündigung und Aufblähung 
des Flickenteppichs rot-grü- 
ner Scheinentbürokratisie- 
rung ist für Deutschland das 
falsche Signal. Ein 10%-Mi- 
nister hilft uns hierzulande 
nicht weiter. 

Michael Fuchs ist Vor- 
sitzende der Fraktions-AG 

Bürokratieabbau. 

RCDS LÄDT ZUM UNI-SCHNUPPERTAG EIN 

Eine vom Bundesministe- 
rium für Bildung und For- 
schung in Auftrag gege- 
bene Studie belegt eine 
steigende Zahl arbeitslo- 
ser Hochschulabsolven- 
ten. 

Zudem wird eine er- 
schreckend hohe Abbre- 
cherquote ausgewiesen - 
bei Magisterstudiengän- 
gen lag sie 2001 bei mehr 
als 40%. Hochschulabsol- 
venten wissen in der Regel 
nicht, was sie auf dem Ar- 
beitsmarkt erwartet - auch 
das ein Ergebnis der Studie. 

„Die schwarzen Löcher der 
Akademikerlaufbahn müs- 
sen endlich gestopft wer- 
den", erklärt Dorlies Last, 
Bundesvorsitzende des 
Ring Christlich-Demokrati- 
scher Studenten. Ebenso 
wenig, wie Absolventen 

Hilfestellungen beim Über- 
gang in den Arbeitsmarkt 
geboten werden, werden 
Abiturienten auf den vor 
ihnen liegenden Studienall- 
tag vorbereitet. Den 
Schnittstellen Schule/Uni- 
versität und Universi- 
tät/Arbeitsmarkt muss er- 

höhte Aufmerksamkeit ge- 
schenkt werden. Mittels 
gezielter und umfassender 
Studien- bzw. Berufsbera- 
tungsangebote können die 
Beratungslücken an den 
Schnittstellen geschlossen 
werden. Einen ersten 
Schritt in diese Richtung 
geht der RCDS mit seiner 
Kampagne „Hochschul- 
schnuppertag". Deutsch- 
landweit lädt der größte 
politische Studentenver- 
band am 19. Mai Gymn- 
asiasten ein, für einen Tag 
Hörsaalluft zu schnuppern. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Fax 05241. 8041892 

Bestellschein Infomaterialien/Werbeartikel 

arvato logistics services 
- IS-Versandzentrum - 
Postfach 1162 
33759 Versmold 

Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner 

Lieferanschrift 
(falls nicht identisch) 

CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner 

PLZ, Ort PLZ, Ort 

Telefon 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung. 

Bestell-Nr. Titel bzw. Artikelbezeichnung Einzelpreis Gesamtpreis 

Datum, Unterschrift 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Papierfähnchen 
„CDU und Deutschland" 

Bestell-Nummer:9426 
Preis je 1.000 Stück: 5: 
inkl. MwSt.: 61,48 € 

CDU-Luftballon in Orange 

Bestell-Nummer:9304 
Preis je 500 Stück: 30,00 € 
inkl. MwSt.: 34,80 € 

Einkaufswagenchip 

Bestell-Nummer:9070 
Preis je 100 Stück: 
inkl. MwSt.: 29,00 € 

Europa-Luftballon 

Bestell-Nummer:9561 
Preis je 500 Stück: 30,00 € 
inkl. MwSt.: 34,80 € 

Luftballon „Smilie" 

Bestell-Nummer:9874 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt: 12,76 € 

Seifenblasenspender 
36 in einer Box 

Bestell-Nummer:9892 

Preis je Box: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 12,76 € 

I3J04 



Öffentlichkeitsarbeit 

Wasserball 

Bestell-Nummer:987 
Preis je 10 Stück: 13,00 € 
inkl. MwSt: 15,08 € 

RESTPOSTEN' 

Reflektorenarmband für Hand- und 
Fußgelenk 
Bei Sport und Spiel ein nützlicher 
Begleiter für die Straße 

Bestell-Nummer:9740 
Preis je 12 Stück: 12,00 € 
inkl. MwSt: 13,92 € 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 
- schon aufgepumpt - 
Er ist wie ein kleiner Fußball, jedoch kleiner und 
handlicher. Der ideale Spielball nicht nur für KindC- 

Bestell-Nummer: 9824 
Preis je 2 Bälle: 12,00 € 
inkl. MwSt: 13,92 € 

CDU-Scooter 
inkl. Rucksack 

Bestell-Nummer: 9( 
Preis je 1 Stück: 12/ 
inkl. MwSt.: 14,99 € 

RESTPOSTEN 
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Öffentlichkeitsarbeit 

T-Shirt „CDU" 

Größe L:     Bestell-Nummer: 
Größe XXL: Bestell-Nummer: 95 

Preis IT-Shirt: 5,00€ 
inkl. MwSt: 5,80 € 

Baseball-Cap „CDU" 
100% BW, dunkelblau, auf Kopfgröße einstellbar, 
Schirm individuell formbar. 

Bestell-Nummer: 9839 
Preis je 10 Stück: 27,00 € 
inkl. MwSt: 31,32 € 

Windbreaker„CDU" 
100% Nylon, dunkelblau, Futterstoff 
dunkelblau: 65% Polyester, 35% Baum- 
wolle.Ausstattung: Vorder und Taschen 
r^issverschluss, Bündchenregulierung 
durch Zugband, mit Stopper und inte- 
grierter Kapuze. 

Größe L: Bestell-Nummer: 9840 
Größe XL: Bestell-Nummer: 9841 
Größe XXL: Bestell-Nummer: 9842 

preis je Windbreaker: 28,00 € 
ir|kl. MwSt.: 32,48 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

*» 

Fresh mint-Tütchen 

Bestell-Nummer:9110 
Preis je 200 Stück: 
inkl. MwSt.: 25,52 € 

CDU-Haftnotizblock 

Format 8 x8 cm 

Bestell-Nummer:9< 
Preis je 100 Stück: 
inkl. MwSt.: 52,20 € 

^S 
Aufkleber „CDU" 
Bestell-Nummer: 

Preis je 100 Stück: 4,0C 
inkl. MwSt: 4,64 € 

Europa-Lesezeichen 

Bestell-Nummer: 9121 
Preis je 100 Stück: 
inkl. MwSt: 30,16 € 

CDU-Europa-Kochbuch 
30 Seiten mit schönen län- 
derspeziellen Kochrezepten 
aus allen EU-Ländern 

Bestell-Nummer: 
Preisje5Stück: 
inkl. MwSt: 19,14 € 

TELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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Öffentlichkeitsarbeit 

• •* • + •••  • ••fctodftGn 

+. #•• •••*•<»©©_ 
Europa-Pin 
Bestell-Nummer:9119 
Preis je 100 Stück: 
inkl. MwSt.: 25,52 € 

Euro-Sammelalbum 
12 Euro-Länder/96 Münzen. 
Einfach die einzelnen Münzen in die 
passenden Stanzungen drücken. 

Bestell-Nummer:9( 
Preis je Stück: 8,5C 
inkl. MwSt.: 9,86 € 

CDU-Spritztiere 

Bestell-Nummer: 
Preis je 30 Stück: 
inkl. MwSt.: 17,40 € 

CDU-Buntstifte 
mit intensiver Farbkraft, Bruch-, Wisch- und Wasserfest 

Bestell-Nummer: 9250 
Preis je 10 Schachteln: 17,40 € 
inkl. MwSt.: 20,18 € 

Euro-Malbuch 

Bestell-Nummer: 9744 
Preis je 25 Stück: 
inkl. MwSt: 8,12 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Leporello 
„Europa? Aber sicher." 

Bestell-Nummer: 2116 
Preis je 100 Stück: 10,75 € 
inkl. MwSt: 11,50 € 

Leporello „Erstwähler" 

Bestell-Nummer: 2143 
Preis je 100 Stück: 10,; 
inkl. MwSt.: 11,50 € 

Leporello 
„Ausbildung in Europa" 

Bestell-Nummer: 2144 
Preis je 100 Stück: 10,; 
inkl. MwSt.: 11,50 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 
Postfach 1162,33759 Versmold 

Telefax 05241-8041892 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 
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